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BUNDESMINISTERIUM FÜR GESUNDHEIT

• „Es handelt sich nicht um ein Problem des Sozialdatenschutzes, da die 
Patientenfürsprecher im Behandlungskontext gegenüber den behandelnden 
stationären Ärzten/Einrichtungen tätig werden und nicht im Kontext von 
Leistungsübernahmen gegenüber den Krankenkassen/Pflegekassen.“

• „Die Verletzung der ärztlichen Schweigepflicht ist in § 203 StGB geregelt und 
liegt im Zuständigkeitsbereich des BMJV.“

• „Das Problem, dass Patientenfürsprecher ggf. nicht unter „sonstige 
mitwirkende Personen“ nach § 203 Absatz 3 Satz 2 StGB fallen und ihnen 
daher nur mit Schweigepflichtsentbindung straffrei Zugang zu den 
Patientendaten gewährt werden kann, müsste an dieser Stelle gelöst werden.“ 

Fachliche Bewertungen
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BUNDESMINISTERIUM FÜR JUSTIZ UND VERBRAUCHERSCHUTZ

• „Eine wirksame Einwilligung, die eine Strafbarkeit nach § 203 Absatz 1 
Nummer 1 StGB ausschließt, setzt eine im Wesentlichen zutreffende 
Vorstellung des Betroffenen davon voraus, worin er einwilligt, und er muss die 
Bedeutung und Tragweite seiner Entscheidung überblicken können. Der 
Betroffene muss ferner wissen, aus welchem Anlass und mit welcher 
Zielsetzung er welche Personen von ihrer Schweigepflicht entbindet; auch 
muss er über Art und Umfang der Einschaltung Dritter unterrichtet sein. 
Insoweit kommt es auf die natürliche Einsichts- und Urteilsfähigkeit an.“ 

Fachliche Bewertungen
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BUNDESMINISTERIUM FÜR JUSTIZ UND VERBRAUCHERSCHUTZ

• „Die Einwilligung kann ausdrücklich oder schlüssig erfolgen; wegen der 
besonderen Bedeutung von Gesundheitsdaten ist Zurückhaltung bei der 
Annahme einer konkludenten Einwilligung geboten.“ 

• „Eine mutmaßliche Einwilligung kommt (nur) in Betracht, wenn der Patient 
(z.B. wegen Bewusstlosigkeit oder Todes) nicht gefragt werden kann. Dann ist 
zu klären, wie der Patient entschieden hätte, wenn man ihn fragen könnte.“

• „Der Tatbestand der Nötigung nach § 240 StGB ist nur erfüllt, wenn der 
Betroffene rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit einem 
empfindlichen Übel genötigt wird, eine Schweigepflichtsentbindung zu 
erklären. Dies dürfte regelmäßig eher fernliegend sein.“

Fachliche Bewertungen
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BUNDESDATENSCHUTZBEAUFTRAGTE

• „Ob eine Schweigepflichtentbindung bei dementen oder psychisch erkrankten 
Personen wirksam ist, ist primär keine datenschutzrechtliche, sondern stellt 
zunächst eine berufsrechtliche und strafrechtliche Frage dar.“

• „Entscheidend ist, ob die betroffene Person aufgrund ihrer Einsichts- und 
Entscheidungsfähigkeit überhaupt wirksam von der ärztlichen 
Schweigepflicht entbinden konnte.“

Fachliche Bewertungen



|  23.06.2026 |  Seite 6BMG

BUNDESDATENSCHUTZBEAUFTRAGTE

• „Datenschutzrechtliche Fragen stellen sich erst nachrangig, wenn es um die 
konkrete Verarbeitung oder Übermittlung personenbezogener 
Gesundheitsdaten geht.“ 

• „Auch wenn gesetzliche Offenbarungsbefugnisse in speziellen Konstellationen 
vorgesehen werden können – etwa gemäß § 295 Fünftes Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB V) für die Übermittlungspflichten von Ärzten an 
Krankenkassen – wäre eine solche Regelung nach unserer Auffassung nicht im 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) zu verorten.“ 

Fachliche Bewertungen
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1. § 203 StGB

Patientenfürsprecher sind keine „sonstige mitwirkende Personen“ am 
Behandlungsprozess 

2. Bundesdatenschutzgesetz – DSGVO

Patientenfürsprecher gehören nicht zu der Organisationseinheit Krankenhaus

Bewertung
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit
und Ihre wertvolle Arbeit!
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